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heitsverletzung vorliege. Außerdem habe der Ehemann
der Kl der Polizei den Betreiber der SIM-Karte des im

Pkw befindlichen iPads nicht bekannt gegeben. Auch
darin liege eine mangelnde Mitwirkung der VersN und
somit eine Obliegenheitsverletzung.

[Entscheidungen der Vorinstanzen]
Das ErstG wies das Klagebegehren ab.

Das BerG gab mittels ZwischenU dem Begehren
dem Grund nach statt.

Der OGH stellte das ErstU wieder her.

Aus den Entscheidungsgründen:

Die Rev der Bekl ist zulässig, sie ist auch berechtigt.

[Vorbringen der Bekll
Die Bekl hielt dem Klagebegehren entgegen, dass das
Fahrzeug über ein GPS-System verfüge. Die Kl sei auch
von der Polizei darüber informiert worden, dass ein nach-

träglicher Vertragsabschluss mit BMW möglich sei, um
das eingebaute Ortungssystem zu aktivieren. Obwohl es
der Kl zumutbar gewesen wäre, diesen Vertrag abz?i-
schließen, um eine Ortung des Fahrzeugs zu ermöglichen,
habe sie dies abgelehnt, worin eine zur Leistungsfreiheit
der Bekl führende Obliegenheitsverletzung der Kl liege.

[Obliegenheitsverletzung wegen mangelnder
Aufklärung oder Rettung]
Mit diesem Vorbringen macht die Bekl keine Verletzung
einer Auflclärungsobliegenheit nach Art 7.3.2 AKKB gel-
tend. Vielmehr beinhalten diese Tatsachenbehauptun-
gen den Vorwurf der Verletzung der Rettungspflicht
nach % 62 VersVG. Die Rettungspflicht ist eine Oblie-
genheit mit gesetzl geregelter Vergeltungssanktion
(7 0b 28/90). In den Fällen, in denen sich Leistungsfrei-
heit aus dem Gesetz ergibt, muss nur ein Sachverhalt im
Rahmen dieser Gesetzesbestimmung behauptet und der
Anspruch bestritten werden (7 0b 198/98 p, Grubmarm,
VersVG" S 6 E 21 = 7 0b 36/81).

[Rechtsfolgen bei Verstoß gegen
Rettungsobliegenheit]
Gem 0 62 VersVG ist der VersN verpflichtet, bei Eintritt
des VersFalls nach Möglichkeit für die Abwendung und
Minderung des Schadens zu sorgen und hat dabei, soweit
ihm dies möglich ist, Weisungen des Versicherers einzu-
holen und zu befolgen. Hat der VersN diese Obliegenheit
verletzt, so ist der Versicherer von seiner Leistungsver-
pflichtung befreit, es sei denn, dass die Obliegenheitsver-
letzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit
beruht. Bei grob fahrlässiger Obliegenheitsverletzung
durch den VersN hat der Versicherer nur insoweit eine

Leistung zu erbringen, als der Umfang des Schadens
auch bei gehöriger Erfüllung der Obliegenheit nicht ge-
ringer gewesen wäre.

Nach 0 62 VersVG ist demnach der VersN verpflich-
tet, bei Eintritt des VersFaus den Schaden möglichst ab-
zuwenden oder zu mindern. Er hat unter gewissen Vo-
raussetzungen Anspruch auf Ersatz des Rettungsauf-
wands durch den Versicherer. Mit dem Beginn des
Ereignisses, das idR wahrscheinlich den Schaden herbei-
führen wird, beginnt die Abwendungs- und Minde-

rungspflicht (RIS-Justiz RSOO80451 [T 3]). Die Ret-
tungspflicht gilt zeitlich unbeschränkt, solange der Scha-
den abgewendet oder gemindert oder der Umfang der
Entschädigung gemindert werden kann. Sie verlangt in-
haltlich vom VersN, die ihm in der jeweiligen Situation
möglichen und zumutbaren Rettungsmaßnahmen (RIS-
Justiz RSOO80649 [T 1]) unverzüglich und mit der im
Verkehr erforderlichen Sorgfalt zu ergreifen (RIS-Justiz
RSOO80649 [T 2]), wie wenn er nicht versichert wäre
(Voit/Knappmann in Prölss/Martirx, VVG2' (i62
Rn 11). Er hat in der jeweiligen Situation unverzüglich,
auch wenn der Erfolg zweifelhaft ist, einzuschreiten
(7 0b 108/14 d; Beckmann in Honsell, Berliner Komm
zum VVG % 62 Rz 9; Römer in Römer/Laiqgheid, VVGo
% 62 Rz 6; zum inhaltsgleichen S 82 VVG: Voit in
Prölss/Martin, VVG' d3) 82 Rn 9; Koch in Bruck/Möller,
VVG S 82 Rn 79; Looschelders in Larrgheid/Wandt,
Münch Komm VVG S 82 Rn 32). Der Inhalt der Ret-

tungspflicht bestimmt sich danach, wie sich der VersN
verständigerweise verhalten hätte, wenn er nicht versi-
chert wäre (RIS-Justiz RSOO80439). Die konkret in Be-
tracht kommende Maßnahme muss generell geeignet
sein, den Schaden abzuwenden oder zu mindern. Zu

zweck- oder sinnlosen Rettungsmaßnahmen ist der
VersN nicht verpflichtet (Beckmarm, aaO Rz 10; Voit,
aaO; Looschelders, aaO Rz 33; Koch, aaO Rn 79). Der
Versicherer hat den Verstoß gegen die Obliegenheit,
der VersN das Fehlen von Vorsatz und grober Fahrläs-
sigkeit zu beweisen. Misslingt dem VersN dieser Beweis,
so muss er nachweisen, welcher Teil des Schadens mit
Sicherheit auch bei korrektem Verhalten entstanden

wäre (RIS-Justiz RSOO43510).

[Anwendung auf den konkreten Fall]
Der vorliegende Fall ist dadurch gekennzeichnet, dass
der Pkw der Kl 'über ein Ortungssystem verfügte, das
durch nachträglichen Vertragsabschluss mit dem Her-
steller auch aktiviert hätte werden können, was die Kl

jedoch ablehnte, obwohl sie dafür nach ihren eigenen
Behauptungen lediglich mit einem Aufwand von unge-
fähr € 250,- (für ein Jahr) rechnete. Die Ortung hätte
sodann mit entsprechendem gerichtl Beschluss erfol-
gen können. Vor diesem Hintergrund ist es nicht zwei-
felhaft, dass ein unversicherter VersN die nachträgliche
Freischaltung des GPS-Systems verfolgt hätte, um die
an sich mögliche Ortung seines Fahrzeugs zumindest
zu versuchen. Damit hat die Bekl die Obliegenheitsver-
letzung dargetan. Da die Kl diesen nachträglichen Ver-
tragsabschluss - ohne nachvollziehbare Begründung -
ablehnte, hat sie den Entschuldungsbeweis nicht er-
bracht. Im Übrigen steht nicht fest, dass bei nachträg-
licher Aktivierung des Ortungssystems das Fahrzeug
nicht gefunden worden wäre, sodass die Kl auch den
Beweis nicht erbrachte, dass der Schaden bei kor-
rektem Verhalten nicht entstanden wäre.

[Resümeel
Zusammengefasst folgt, dass die Bekl bereijs aufgrund
der Verletzung der Rettungsobliegenheit nach % 62
VersVG durch die Kl leistungsfrei ist, ohne dass es eines
weiteren Eingehens auf die Frage einer Aufklärungs-
pflichtverletzung nach Art 7.3.2 AKKB bedurfte. Es war
daher das klageabweisende ErstU wiederherzustellen. =:r
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Anmerkung:
Fasst man den Sachverhalt kurz zusammen, fragt man
sich, weshalb das BerG zu einer Stattgebung gelangen
konnte: Eine Käuferin erwirbt von einem ungarischen
Verkäufer, dessen Adresse sich als ein im Rohbau be-
findliches unbewohntes Haus herausstellt, zu einem
behaupteten Kaufpreis, der sich nachträglich als über-
höht erweist, und der in der Folge nicht daran mit-
wirkt, dass das Fahrzeug mithilfe eines in diesem ein-
gebauten Systems geortet werden kann. Eine solche
VersN erscheint in keiner Weise schutzwürdig und
verdient keinen VersSchutz. Bei näherer Betrachfüng
ist die ,,Chose" freilich vielschichtiger:

Vorgebracht hat der bekl Versicherer Ungereimt-
heiten bei der Feststeuung des Sachverhalts. Das trifft
zu. Was es mit den Schlüsseln auf sich hat, erffört man
allerdings nicht (mehr). Festgestellt wird freilich, dass
die VersN zu den Vorschäden sowie wertsteigernden
Reparaturen unzutreffende Angaben gemacht hat. Ob
ihr das a?if den Kopf gefallen wäre, ist jedoch fraglich,
hat sie doch schlussendlich ohnehin nicht mehr als den

(objektiven) Wert von Fahrzeug und Invenfar begehrt.
Der OGH musste sich dazu freilich nicht weiter äu-

ßerri, weil er die Abweisung auf einen Verstoß gegen
die Rettungsobliegenheit gestützt hat, wobei er termi-
nologisch zwischen Pflicht und Obliegenheit laviert
(zur zutr Qualifikation als Obliegenheit Vonkilch in
Feiiyves/Schauer, VersVG S 62 Rn 6). Während das
BerG noch darauf eingegangen ist, ob der VersN per-
sönlich ein Vorwurf zu machen ist oder bloß dem mit
der Regfüierung betrauten Ehemann, hat das den OGH
nicht mehr interessiert. Der Sachverhalt ist insofern

mehrdeutig. Zutr ist jedenfalls die Qualifikation des
BerG, wonach sich die VersN nur das Verhalten eines
Repräsentanten zurechnen lassen müsse, wozu der
Versicherer aber kein Vorbringen erstattet habe. Schon
deshalb ist dieses zu einer - insoweit durchaus nach-

vollziehbaren - Abweisung gelangt.
Was die Ortung des Kfz betrifft, war ein Vertrags-

schluss mit dem Hersteller erforderlicFi. Dass das von
der StA aufgrund einer gerichtl Bewilligung durch den
Journaldienst auch am Wochenende möglich ist, wird
zutreffen. Ob eine Freischaltung durch den Hersteller -
und sei es BMW - auch am Wochenende erfolgt wäre,
steht auf einem anderen Blatt. Einzuräumen ist, dass es
in Bezug auf die Ortung des IPad keiner solchen Mit-
wirkung eines Dritten bedurfte. Sollte das so sein, fragt

man sich, weshalb sich das Gericht so ausführlich mit
der Ortung des Kfz beschäftigt hat.

Ob ein Verstoß gegen die Aufldärungs- oder Ret-
tungsobliegenheit gegeben ist, mag auf den ersten Blick
eine akademische Spitzfindigkeit sein. Bei näherer Be-
trachtung ist dem aber nicht so. Insoweit hat der -
durcha?is tüchtige - Anwalt der Bekl beide Einwen-
dungen vorgebracht. Bei einer Aufklärungsobliegen-
heit muss der VersN nur die erforderlichen Angaben
gegenüber dem Versicherer abgeben und muss dann
auf dessen Weisungen warten. Bei einer Rettungsoblie-
genheit muss er jedoch von sich aus aktiv werden. Der
OGH legt hier den Maßstab an, wie sich ein Geschä-
digter ohne VersSchutz verhalten würde. Zutr ist die
Wertung, dass dieser € 250,- einsetzen würde, um
die Chance zu haben, ein Fahrzeug im Wert von
€ 21.000,- wiederzubekommen. Die Einschätzung,
dass jeder Dieb eine solche Ortung nach Diebstahl
des Kfz sogleich deaktivieren würde, überschätzt die
Fertigkeiten von durchschnittlichen Dieben. Es mag
solche geben; aber wer in der Lage ist, einen BMW
zu klauen, wird nicht ohne weiteres die Fähigkeit ha-
ben, an der Elektronik ,,herumzuschrauben" und diese
erfolgreich zu ,,manipulieren".

Ins Treffen führen könnte man, dass der VersN gegen
das Risiko des Verlustes aber gerade eine KaskoVers ab-
geschlossen hat, sodass er geringere Risikoaufwendun-
gen fötigen muss, um wieder zu seinem Fahrzeug zu ge-
langen - den Verlust hat er ja gerade versichert. Das
spricht aber mE nur dafür, dass ihm der Versicherer
die Aufwendungen dafür nach S 63 Abs 1 S 1 VersVG
zu ersetzen hat, nicht aber, dass sie unterbleiben dürfen.
Das gilt umso mehr, als die Polizei ausdrücklich darauf
hingewiesen hat. Erst dieser Hinweis wird mE zur groben
Fahrlässigkeit führen. Die falsche Einschätzung der Fer-
tigkeiten der Diebe könnte man allenfalls noch als leicht
fahdässig ansehen mit der Folge, dass der Obliegenheits-
verstoß dann nicht zur Leistungsfreiheit führte, während
der VersN bei grober Fahrlässigkeit durch den Kausal-
itätsgegenbeweis mit der kaum nehmbaren Hürde des
Beweismaßes der Sicherheit belastet ist. Und weshalb

es gerade auf den Vertragsschluss mit dem Hersteller an-
gekommen sein soll, erfährt man auch nicht, wäre doch
eine Ortung über das Ipad ohne dessen Mitwirkung
möglich gewesen.

Christian Huber,
RWTH Aachen
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